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Bund
soll Steuern senken

Kürzlich wurde bekannt, dass die Rech-
nung des Bundes 2017 mit einem über-
raschend hohenÜberschuss von 2,8Mil-
liarden Franken abschliesst. Grund für
die positiven Rechnungsabschlüsse der
letzten Jahre sind auch die tiefen Schuld-
zinsen, welche der Bund wegen der an-
haltenden Tiefzinspolitik der National-
bank zu bezahlen hat. Diese Entwick-
lung hat aber auch eine Kehrseite. Fest-
verzinslicheWerte wie Obligationen der
Eidgenossenschaft sind eine wichtige
Vermögensklasse von Vorsorgeeinrich-
tungen. Die entsprechenden Erträge
waren in den letzten Jahren rückläufig,
eine Entwicklung, die noch weiter anhal-
ten wird. Vorsorgeeinrichtungen waren
damit gezwungen, auf immer risiko-
reichere Anlagekategorien auszuwei-
chen, was das Sanierungsrisiko für
Arbeitgeber und Versicherte erhöht.
Lebensversicherer, welche die Möglich-
keit der Umschichtung in ertrag-, aber
auch risikoreichere Anlageformen nicht
haben, verzinsen die Gelder der zwei-
ten Säule nur noch zu minimalsten Be-
dingungen und belasten dieVersicherten
zur Finanzierung der Leistungszusagen
zudem mit überhöhten Risikoprämien.
Die sinkendenVermögenserträge haben
auch zu einer raschen Reduktion der für
die Höhe der Altersrenten massgeben-
den Umwandlungssätze geführt. Die
Folge sind steigende Vorsorgebeiträge
der Versicherten und damit tiefere
Nettolöhne sowie sinkende Renten aus
der zweiten Säule.

Die hohen Überschüsse des Bundes
erfordern eine Kompensation durch eine
rasche Senkung der direkten Bundes-
steuer. Diese belastet den Mittelstand
durch ihre stark progressive Ausgestal-
tung ohnehin überdurchschnittlich. Auf
dem Weg der Reduktion der direkten
Bundessteuer würde einAusgleich dafür
erfolgen, dassVersicherte über sinkende
Leistungen und steigende Beiträge in
der beruflichen Vorsorge unfreiwillig zu
den positiven Abschlüssen der Rech-
nung der Eidgenossenschaft beitragen.

Hansueli Kaufmann, Ottenbach

Rechnungsüberschüsse der öffentlichen
Hand – eine seriöse Budgetierung vor-
ausgesetzt – sollten eigentlich ein Grund
zur Freude sein.Stattdessen spriessen die
Begehrlichkeiten, und es beginnt das
ewige Gezanke um die richtige Mittel-
verwendung.Während die Rechte meist
für Steuersenkungen plädiert, will die
Linke die Überschüsse flugs in den nim-
mersatten Töpfen der Sozialausgaben
verschwinden lassen.

Im Gegensatz zu den Buchhalter-
tricks der Postauto AG handelt der na-
tionale Kassenwart jedoch nach dem
kaufmännischen Vorsichtsprinzip und
verbessert damit in guten Zeiten mittels
Rückstellungen und Schuldenabbau den
künftigen finanziellen Handlungsspiel-
raum.Als Durchlauferhitzer und neutra-
ler Sonderfall hat die rückforderbare
Verrechnungssteuer ohnehin nichts in
der ordentlichen Staatsrechnung zu su-
chen. Im Sinne einer transparenten und
betriebswirtschaftlich korrekten Rech-
nungslegung wären deshalb einzig die
nicht zurückgeforderten und verfallenen
Verrechnungssteuerbeträge in der Er-
folgsrechnung als neutrale Erträge zu

verbuchen.Unserem Land ist mit einem
vorsichtigen Finanzminister aber allemal
besser gedient als mit einem verschwen-
derischen Schuldenmacher.

Willy Gerber, Balgach

Von Arbeit, nicht
von Sozialhilfe leben

Ich möchte Barbara Steinemanns Gast-
beitrag (NZZ 16. 2. 18) ergänzen. Der
Grundbedarf für junge Erwachsene (bis
25 Jahre) beträgt nicht 986, sondern 789
Franken. Ihre Aussage zu den ÖV-
Tickets ist falsch: Monatsabo und Halb-
tax müssen selbst angeschafft werden,
nur notwendige Fahrten ausserhalb der
Tarifzone werden zusätzlich bezahlt.Der
Betrag ist ausgeklügelt berechnet und
gedacht für Lebensmittel, Strom, Billag,
Telefon, Kleidung, Reinigungsmittel,
Körperpflege,Coiffeur, Spielsachen,Zei-
tungen, Hobbys, Vereinsbeiträge, Sport
und so weiter. Da bleibt nicht viel zum
Verprassen, für Getränke ausser Haus
sind weniger als 12 Franken pro Monat
vorgesehen. Junge Erwachsene können
selten alleine leben; Winterthur gesteht
ihnen zum Beispiel eine Miete von 600
Franken zu.Weiter sind Krankenkassen-
prämien keine Sozialhilfe.

Steinemanns Beispiel kostet die
Sozialhilfe in Wahrheit nicht 2600, son-
dern «nur» 1400 Franken. Die Armuts-
statistik zeigt: Rund 20 Prozent der
Sozialhilfebezüger verdienen mit ihrer
Arbeit nicht genug. Etwa 40 Prozent
können nicht arbeiten: Sie sind minder-
jährig, dauerhaft krank oder müssen
Kinder betreuen, 40 Prozent können
eineArbeit suchen.Letztgenannten darf
die Sozialbehörde eine Beschäftigung
aufzwingen. Bei Weigerung wird die
Sozialhilfe gekürzt, sogar die Einstel-
lung ist erlaubt, wenn ein Job abgelehnt
wird. Die Skos-Richtlinien und die
Sozialhilfegesetze regeln die Folgen,
wenn jemand aus Gründen der Kosten-
Nutzen-Optimierung nicht arbeitet: Es
besteht kein Anspruch auf Sozialhilfe.
«Die Stärke des Volkes misst sich am
Wohl der Schwachen», steht amAnfang
der Bundesverfassung. Jeder darf sagen,
dass Telefon und Coiffeur überflüssig,
Altkleider ausreichend sind und dass ein
Kilo Reis für drei Tage reicht. Dann
muss aber klar sein, dass der Sozialstaat
ausgedient hat.

Ich glaube, dass es demVolk gutgeht,
wenn es die Armen respektiert und
ihnen finanziell ermöglicht, an der Ge-
sellschaft teilzuhaben. Ich glaube zudem,
dass der soziale Friede, die tiefe Krimi-
nalitätsrate und das hohe Sicherheits-
gefühl in unserem Land davon kommen,
dass wir unseren Bedürftigenmenschen-
würdige Sozialhilfe geben.

Nicole Hauptlin, Winterthur

Barbara Steinemann fordert die Leser
auf zu rechnen. Jede Rechnung funktio-
niert aber nur mit den richtigen Zahlen.
Barbara Steinemann macht bei ihrer
Berechnung Fehler, die ihr als Mitglied
einer Sozialbehörde nicht passieren
sollten. Sie vergleicht Zahlen von Per-
sonen, die arbeiten, mit solchen von
Personen, die nur Sozialhilfe beziehen.
Im Grundbedarf ist der Betrag für Bil-
lette des öffentlichen Verkehrs bereits
enthalten. Hier wird nur zusätzlich be-
zahlt, wenn jemand auf den öV ange-
wiesen ist, um zur Arbeit zu gelangen.
Das Gleiche gilt für die Kinderkrippe.
Diese wird für Eltern, die aufgrund
ihrer Arbeitslosigkeit zu Hause sind,
nicht bezahlt. Diese können ja daheim
zum Kind schauen. Falsch ist auch der

Betrag von 986 Franken für junge Men-
schen. Jungen Erwachsenen, das heisst
Personen im Alter von 18 bis 25 Jahren,
wird nur die Hälfte eines Zweipersonen-
haushaltes ausbezahlt, und das sind 755
Franken. Es wird von ihnen auch erwar-
tet, dass sie bei ihren Eltern wohnen, so-
fern es keine unüberbrückbaren Kon-
flikte oder Gewalt zu Hause gibt.
Andernfalls müssen sie eine günstige
Wohngelegenheit in einerWohngemein-
schaft suchen. Und was auch oft verges-
sen geht:Die Sozialhilfe ist grundsätzlich
rückerstattungspflichtig, wenn die junge
Person zuArbeit und Geld kommt.

Es kann sein, dass bei grösseren Fami-
lien, wie der von Frau Steinemann be-
schriebenen 5-köpfigen Familie, die
Unterstützungsleistungen höher sind als
ein Lohn für eine 100-Prozent-Stelle.Bei
den heutigen Ausgaben für Mieten und
Krankenkassen wird es aber bei einem
Lohn von brutto 6500 Franken für die
5-köpfige Familie sehr eng, vermutlich
auch in Regensdorf. Eine 5-köpfige
Familie wird im Kanton Zürich kaum
eine durchschnittliche Familiengrösse
sein, darum bringt einVergleichmit dem
Durchschnittslohn nichts.

Mit ihrem Fazit hat Barbara Steine-
mann aber recht:Die Investitionen in die
Integrationsbemühungen nützen nichts,
wenn sich kein Arbeitgeber findet, der
dauerhaft mehr bietet als die Sozialhilfe.

Peter Sägesser, Bern

Sparpotenzial
im Gesundheitswesen

Der Kostenauftrieb der Krankenkassen-
prämien nimmt ungebremst seinen Lauf.
Die Haupttreiber sind die Spitalkosten
sowie die Medikamentenpreise.Wie be-
kanntgeworden ist, gehören zu den Kos-
tentreibern die Löhne der Chefärzte.
Wohl kaum eine Überraschung. Meine
Frau war drei Tage im Spital als Privat-
patientin. Die Krankenkasse stellte eine
Rechnung über 3000 Franken zu. Ich
hakte bei der Kasse nach, die mir eine
Liste zustellte, aus welcher hervorging,
dass als Tagespauschale Halbprivat/Pri-
vat dem Privatpatienten proTag 60 Fran-
ken mehr in Rechnung gestellt werden,
was dem behandelnden Chefarzt oder
dem leitendenArzt gutgeschrieben wird.
Man erhält ohne Mehrleistung einfach
eine Belastung von 60 Franken pro Tag.

Auch bei den Medikamenten könn-
ten Kosten eingespart werden. Meine
Frau erhielt nach einem Spitalaufenthalt
eine Liste mit Medikamenten, die sie
weiter einnehmen sollte. Ihr wurden pro
Tag Medikamente für 17 Franken ver-
schrieben, was im Jahr 6000 Franken er-
gab. Nach Rücksprache mit dem Haus-
arzt reduzierten wir die Medikamente,
wonach die Kosten noch 500 Franken im
Jahr betrugen.

Karl Mettler, Buchs (SG)

Löhne im vernünftigen Rahmen – ver-
nünftig, wie es wohl ein Grossteil einer
Gesellschaft als Vernunft wertet –
stossen nicht auf. Wenn Manager je-
doch 10, 20 oder 100 Millionen recht-
fertigen wollen und meistens nur
durch kurzfristige Erfolge oder gar
Stellenabbau, dann stösst dies auf. Ge-
nauso ist es mit Profiten. Profite, die
durch Wettbewerbsverzerrung (staat-
liche Eingriffe, unverhältnismässige
Steuervermeidungspraktiken, willkür-
liche Nichtberücksichtigung sozialer
und ethischer Standards) entstehen,
finden in der Gemeinschaft keine Zu-
stimmung, und dies ist auch richtig so.

Luca Buje, Lugano

TRIBÜNE

Das Pulverfass Mali
bedroht den Sahel
Gastkommentar
von CHRISTINE BEERLI

«Das ganze Leben hier ist von Unsicherheit und Angst geprägt»,
sagte mir ein junger Mann in Timbuktu im Norden Malis. «Jeder-
zeit kann es so weit sein, dass wir fliehen müssen – aber wir haben
keine Ahnung, wohin.» Bei meinem Besuch in Mali habe ich das
unzählige Male gehört. Die Menschen sind verzweifelt und er-
schöpft vom jahrelangen bewaffneten Konflikt, von verbreiteter
Kriminalität, schwerer Dürre und zunehmenderArmut.

Die von Frankreich 2013 geführte militärische Intervention
sollte die Herrschaft derTuareg-Separatisten und bewaffneter isla-
mistischer Gruppen über den Norden Malis beenden, konnte die
Ursachen des Konflikts jedoch nicht beseitigen; dieser weitete sich
nach Süden aus und griff auf Burkina Faso und Niger über.

Das Friedensabkommen von 2015, das von der RegierungMalis
und einigen der zahlreichen bewaffneten Gruppen unterzeichnet
wurde, konnte die Verschärfung der Krise bisher keineswegs ver-
hindern.

Da der Staat weiteTeile des Landes nicht mehr kontrolliert, nut-
zen bewaffnete Gruppen die Unzufriedenheit, bestehende Miss-
stände und Rivalitäten für ihre finanziellen oder politischen Zwe-
cke. Kriminalität jeder Art breitet sich aus. Die humanitäre Situa-
tion im Norden ist kritischer als je zuvor in den 20 Jahren, seit das
IKRK im Land tätig ist.

Im IKRK-Spital in Gao imNorden werden viele von Landminen
schwer verletzte Opfer gepflegt. EineWitwe mit sechs Kindern hat
beide Beine verloren und wird im nahe gelegenen orthopädischen
Zentrum betreut und zumWiedererlangen der Selbständigkeit ge-
führt.Wer sich auf der Strasse bewegt, auch in der zentralen Region
Mopti, ist besonders gefährdet. Die Mobilität, der Handel und der
Zugang zuGesundheits- und Bildungseinrichtungen sind stark ein-
geschränkt. Hunderte von Schulen sind geschlossen.

Bei Timbuktu und Mopti sind die Folgen der Dürre und der
mageren Ernten erkennbar. Die Bauern haben zudem Angst da-
vor, auf demWeg zum oder vomMarkt überfallen und ausgeraubt

zu werden. Auch Malis Nachbarländer sind betroffen. Im gesam-
ten Sahel ziehen verschiedene Krisen rund 12MillionenMenschen
in 5 Ländern in Mitleidenschaft; sie verursachen Bevölkerungs-
bewegungen, verschärfen Spannungen und lösen weitere Gewalt
aus. In dieser Region, deren Bevölkerung sich in den nächsten 30
Jahren voraussichtlich auf rund 160 Millionen verdoppeln wird, ist
in einigen Jahren mit einer Krise von unvorstellbaren Ausmassen
zu rechnen.

Bisher konnte der Konflikt in Mali weder mit diplomatischen
noch mit militärischen Mitteln beigelegt werden. Kürzlich wurde
die «G5 Sahel Joint Force» aufgestellt, die sich aus Truppen aus
Burkina Faso,Tschad,Mauretanien,Mali undNiger zusammensetzt
und in Mopti über eine Kommandostelle verfügt.

Sie soll vor allem grenzüberschreitende Bedrohungen durch
«terroristische Gruppen» und den Drogen- und Menschenhandel
bekämpfen.

Rein militärisch ist diese Krise jedoch nicht zu lösen. Die Vor-
aussetzungen für Ruhe und Frieden müssen auf Gemeinschafts-
ebene geschaffen werden:Zu gewährleisten sind eine alle Bevölke-
rungsgruppen einbeziehende Verwaltung und die Einhaltung der
Gesetze. Es müssen Zukunftsperspektiven für die Jugend geschaf-
fen und muss die Resilienz verletzlicher Menschen und Gruppen
im Fall wirtschaftlicher, gesundheitlicher oder umweltbedingter
Probleme gestärkt werden. Hierbei kann eine neutrale, unparteii-
sche und unabhängige humanitäreOrganisation wie das IKRK eine
entscheidende Rolle spielen.

Letztlich braucht es jedoch den politischen Willen, diese Krise
vor der Haustüre Europas ernst zu nehmen und einer Lösung zu-
zuführen.

Christine Beerli ist Vizepräsidentin des Internationalen Komitees vom Roten
Kreuz (IKRK).

Bisher konnte der Konflikt in Mali
weder diplomatisch noch militärisch
beigelegt werden.
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